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Drucksache 804 


Der Bundesminii^er der Finanzen 

VI A/3 - F 7530 - 8/58 


Bonn, den 20. Januar 1959 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Zustimmung zur Überlassung junger Anteile an gesell- 
schaftlidien Unternehmungen an andere Bezieher als 
den Bund 

hier: Kapitalbeteiligung des Landes Berlin an der 
Gemeinnützigen Wohnungsbau-AG Groß-Berlin 
(Gewobag) 

Bezug: § 47 Abs. 4 in Verbindung mit Absatz 3 der Reichs- 
haushaltsordnung (RHO) 


Das Land Berlin hat die Überlassung weiterer junger Anteile 
der Gewobag aus einer vorgesehenen neuerlichen Kapitah 
erhöhung um 1,6 Mio DM beantragt. Gemäß § 47 Abs. 4 
in Verbindung mit Absatz 3 RHO und in entsprechender An- 
wendung der in § 4 Abs. 2 des Haushaltsgesetzes 1958 gezo- 
genen Wertgrenze ist für die Einwilligung zur Überlassung 
der Anteile an das Land Berlin die Zustimmung des Bundes- 
rates und des Deutschen Bundestages erforderlich. 

Wegen der Einzelheiten und der Verhältnisse bei der Gewobag 
darf ich auf meinen letzten Antrag auf Zustimmung zu einer 
Überlassung junger Anteile der Gewobag vom 12. April 1958 
VI A/6 F 7530 - 4/58 Bezug nehmen. Dieser Antrag wurde 
ll B/4^ Wo 0280 - 19/58 

durdi Beschluß des Bundesrates vom 2. Mai 1958 — Druck- 
sadie 116/58 — und durch Beschluß des Deutschen Bundes- 
tages vom 4. Juli 1958 zur Drucksache 326 genehmigt. 

Nadi Durchführung der in dem Antrag dargelegten Maß- 
nahmen sind die Kapitalverhältnisse bei der Gewobag folgende ; 


Grundkapital 

davon entfallen auf den Bund 47,06 v. H. 
auf die Stiftung für For- 
schung im Wohnungs- 
iind Siedlungswesen 
(Stiftung des Reichs) ll,76v. H. 

auf das Land Berlin 41,18 v.H. 


8,5 Mio DM 
= *4 Mio DM 


= 1 Mio DM 
= 3,5 Mio DM. 


Drudt; Buchdruckerei Peter Meier, Bulsdorl/Slegburg 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 

Bad Godesberg, Goethestraße 54, Telefon 35 51 
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Die jetzt vorgesehene Kapitalerhöhung um 1,6 Mio DM ist 
zur Finanzierung der Baukostenanteile der Gewobag an Neu- 
bauvorhaben erforderlich. Bei einer Übernahme dieser Ka- 
pitalerhöhung durch das Land Berlin wird sich das Beteiligungs- 
verhältnis auf 39,6 V. H. Anteil Bund ; 50,5 v, H. Anteil Land 
Berlin verschieben, Damit erhält das Land Berlin zwar die 
Stimmenmehrheit, dem Bund bleibt aber mit der Sperrminorität 
ein ausreichender Einfluß. Bundesinteressen werden durch die 
Verschiebung des Beteiligungsverhältnisses zugunsten Berlins 
nicht beeinträciitigt. 

Idi bitte im Einvernehmen mit dem Herrn Bundesminister 
für Wohnungsbau, für die Überlassung der jungen Anteile 
der Gewobag an das Land Berlin die Zustimmung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen. 

Dem Herrn Präsidenten des Bundesrates habe ich den gleichen 
Antrag übermittelt. 


In Vertretung 


Hartmann 



